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Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuordnung und Bereinigung des Rechts im Ver- 
kehr mit Wasch- und Reinigungsmitteln 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die technologische und wirtschaftliche Entwicklung auf dem 
herkömmlichen Gebiet des Lebensmittelrechts haben insbeson- 
dere in den letzten 10 Jahren infolge z. T. umwälzender Neue- 
rungen zu der Notwendigkeit einer umfassenden gesetzlichen 
Neuregelung geführt. Der Zwang zu einer Anpassung der ge- 
setzlichen Vorschriften an die durch die Technik hervorgerufe- 
nen Veränderungen erscheint besonders in den Bereichen Kos- 
metika sowie Wasch- und Reinigungsmittel unabweisbar. 

Dabei ist angesichts der zunehmenden Umweltbelastung in be- 
sonderer Weise der Verbraucherschutz vor Gesundheitsschäden 
und vor Täuschung zu berücksichtigen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf stimmt im wesentlichen mit den materiellen 
Vorschriften des Regierungsentwurfs (Drucksache VI/2310) be- 
züglich der Wasch- und Reinigungsmittel als besonderem Teil 
der Bedarfsgegenstände überein, weil in ihnen wesentliche Ver- 
besserungen zum Schutz des Verbrauchers vor Gesundheits- 
schäden und vor Täuschungen enthalten sind, ohne daß dadurch 
die wirtschaftliche Entwicklung unnötig behindert würde. 

Es liegt aber sowohl im Interesse der Verbraucher als auch 
im Interesse der beteiligten Wirtschaftskreise, daß das nur 
historisch zu erklärende Lebensmittelgesetz mit seinen Bestim- 
mungen über nach der Verkehrsauffassung höchst heterogene 
Gegenstände aus Anlaß der bevorstehenden grundliegenden 
Novellierung in durchsichtige und praktikable Einzelgesetze 
über die unterschiedlichen Materien aufgelöst wird. 

Einzelgesetze haben nicht nur den Vorzug, den bei den ver- 
schiedenen Gegenständen obwaltenden unterschiedlichen Sach- 
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zwängen besser gerecht zu werden, sondern sie sind auch von 
den zuständigen Behörden und beteiligten Wirtschaftskreisen 
leichter zu handhaben. Schließlich kann die Aufteilung der im 
Regierungsentwurf geregelten Materien in fünf Einzelgesetz- 
entwürfe entscheidend dazu beitragen, daß die Verabschiedung 
der Neuregelungen über Gegenstände, deren parlamentarische 
Beratung relativ rasch abgeschlossen werden kann, nicht durch 
sich länger hinziehende Beratungen über andere Gegenstände 
des Regierungsentwurfs, die aus der Sache heraus mit Sicher- 
heit zu erwarten sind, unverhältnismäßig verzögert wird. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die dem Bundeshaushalt entstehenden nicht wesentlichen Mehr- 
ausgaben können im Rahmen der Beträge des Finanzplans auf- 
gefangen werden. 

Den Ländern entstehen geschätzte einmalige Mehrausgaben für 
sachliche Aufwendungen in Höhe von 1 Million DM und jährlich 
wiederkehrende personelle und sachliche Mehrausgaben in 
Höhe von 3 Millionen DM. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung und Bereinigung des 
Rechts im Verkehr mit Wasch- und Reinigungsmitteln 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

Wasch- oder Reinigungsmittel im Sinne dieses 
Gesetzes sind Stoffe oder Zubereitungen aus Stof- 
fen, die in wässeriger Lösung oder Suspension über- 
wiegend zum Waschen von Textilien (einschließlich 
Vor- und Nachbehandlung), zur Reinigung von 
Haushaltsgegenständen oder -einrichtungen oder 
zum Reinigen von oder zur Keimbekämpfung bei 
Gegenständen bestimmt sind, die bei dem Herstel- 
len, Behandeln oder dem Verzehr von Lebensmitteln 
verwendet werden und dabei mit diesen in Be- 
rührung kommen oder auf diese einwirken. 

§2 

Verbot zum Schutz der Gesundheit und Ermächtigung 

(1) Es ist verboten, Wasch- oder Reinigungs- 
mittel in den Verkehr zu bringen, die bei bestim- 
mungs- und sachgemäßer Verwendung geeignet 
sind, die menschliche Gesundheit zu schädigen. 

(2) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Anbieten, zum Verkauf vorrätig halten, das 
Feilhalten und das Verkaufen. 

(3) Wasch- oder Reinigungsmittel, die bei vor- 
aussehbarer unsachgemäßer Verwendung durch Ver- 
schlucken, Einatmen oder Hautresorption zu bleiben- 
den Gesundheitsschäden führen können, sind durch 
entsprechende Warnhinweise ausreichend zu kenn- 
zeichnen. 

(4) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 


Grundsätze bezüglich der Kennzeichnung gemäß 
Absatz 3 zu bestimmen. 

(5) Vor Erlaß dieser Verordnung ist ein auszu- 
wählender Kreis von Sachkennern aus der Wissen- 
schaft, der Verbraucherschaft und den beteiligten 
Wirtschaftskreisen zu hören . 

§3 

Angabe des Herstellers usw. 
auf den Verkaufspackungen 

Wasch- und Reinigungsmittel dürfen im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nur in den Verkehr ge- 
bracht werden, wenn auf den Behältnissen oder 
äußeren Umhüllungen der Name oder die Firma 
und die Anschrift des Herstellers, Einführers oder 
Vertriebsunternehmers angegeben sind. Eine Ab- 
kürzung des Firmennamens ist zulässig, sofern das 
Unternehmen aus der Abkürzung allgemein erkenn- 
bar ist. 

§4 

überwadiung 

(1) Die Überwachung liegt bei den Chemischen 
Untersuchungsämtern (-anstalten). 

(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates, um 
eine einheitliche Durchführung der Überwachung zu 
gewährleisten, die personelle Besetzung und tech- 
nische Ausstattung der Chemischen Untersuchungs- 
ämter (-anstalten) zu regeln. 

§5 

Probenahme 

(1) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich ist, sind die mit der Überwachung beauf- 
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tragten Personen und die Beamten der Polizei be- 
fugt, gegen Empfangsbescheinigungen Proben nach 
ihrer Auswahl zum Zwecke der Untersuchung zu 
fordern oder zu entnehmen. Hierbei ist ein Teil 
der Probe oder, sofern die Probe nicht oder ohne 
Gefährdung des Untersuchungszweckes nicht in 
Teile von gleicher Beschaffenheit teilbar ist, ein 
zweites Stück der gleichen Art und von demselben 
Hersteller wie das als Probe entnommene zurück- 
lassen. 

(2) Zurückgelassene Proben sind amtlich zu ver- 
schließen oder zu versiegeln. Sie sind mit dem 
Datum der Probenahme oder dem Datum des Tages 
zu versehen, nach dessen Ablauf der Verschluß oder 
die Versiegelung als aufgehoben gelten. 

(3) Für Proben und zurückgelassene Proben ist 
angemessene Entschädigung zu leisten, die minde- 
stens die Herstellungskosten bzw. Einstandskosten 
einschließlich Mehrwertsteuer deckt. 

(4) Die Befugnis zur Probenahme erstreckt sich 
auch auf Wasch- und Reinigungsmittel, die auf 
Märkten, Straßen oder öffentlichen Plätzen oder im 
Reisegewerbe in den Verkehr gebracht werden oder 
die vor Abgabe an den Verbraucher unterwegs sind. 

(5) In Fällen, in denen die Probe bei einem an- 
deren als dem Hersteller, Einführer oder Vertriebs- 
unternehmer entnommen wird, hat die die Über- 
wachung durchführende Behörde den Hersteller, 
Einführer oder Vertriebsunternehmer unverzüglich 
über die Probenahme zu unterrichten und insbeson- 
dere anzugeben, in welchem Betrieb die Probe ge- 
zogen worden ist. 

(6) Beanstandet die Behörde das überprüfte 
Wasch- oder Reinigungsmittel, so hat sie dies dem 
Hersteller, Einführer oder Vertriebsunternehmer 
unter Angabe der Untersuchungsmethode, der Unter- 
suchungsergebnisse und der für die Beurteilung 
maßgebenden Gründe unverzüglich mitzuteilen. 

§6 

Einfuhr 

(1) Wasch- und Reinigungsmittel, die nicht den 
in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Be- 
stimmungen entsprechen, dürfen nicht in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes, ausgenommen in an- 
dere Zollfreigebiete als die Insel Helgoland, ver- 
bracht werden. Dieses Verbot steht der zollamt- 
lichen Abfertigung nicht entgegen, soweit sich aus 
besonderen Rechtsvorschriften über die Einfuhr- 
fähigkeit bestimmter Mittel der in Satz 1 genannten 
Art nichts anderes ergibt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt unbeschadet des § 2 
Abs. 1 nicht für 

1. die Beförderung von Waren unter zollamtlicher 
Überwachung und die Lagerung von Waren in 
Zollniederlagen und Zollverschlußlagern, 

2. die Veredelung und Umwandlung von Waren, 
solange sich die Waren unter zollamtlicher 
Überwachung befinden, 

3. Waren, die für das Oberhaupt eines auswärti- 
gen Staates oder seines Gefolges eingebracht 


werden und zum Gebrauch oder Verbrauch wäh- 
rend seines Aufenthaltes im Geltungsbereich 
des Gesetzes bestimmt sind, 

4. Waren, die für diplomatische oder konsularische 
Vertretungen bestimmt sind, 

5. Waren, soweit sie für wissenschaftliche Zwecke, 
für Messen, Ausstellungen oder ähnliche Ver- 
anstaltungen bestimmt sind und der Bedarf von 
der zuständigen obersten Landesbehörde an- 
erkannt ist, 

6. Waren, die als Reisebedarf und Reisemitbring- 
sel eingebracht werden, soweit es sich um 
Mengen handelt, für die Eingangsabgaben nicht 
zu erheben sind, 

7. Waren, die in Verkehrsmitteln mitgeführt wer- 
den und ausschließlich zum Verbrauch der durch 
diese Verkehrsmittel beförderten Personen be- 
stimmt sind, 

8. Waren in privaten Geschenksendungen, soweit 
sie zum eigenen Gebrauch oder Verbrauch des 
Empfängers bestimmt sind, sowie Waren als 
Geschenke im öffentlichen Interesse, 

9. Warenmuster und -proben in geringen Mengen, 

10. Waren als Ubersiedlungsgut oder Heiratsgut in 
Mengen, die üblicherweise als Vorrat gehalten 
werden, 

11. Waren, die zum Verbrauch auf Seeschiffen be- 
stimmt waren und an Bord des Schiffes ver- 
braucht werden. 

§7 

Ausfuhr 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes und der 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen 
finden mit Ausnahme des § 2 Abs. 1 auf Wasch- und 
Reinigungsmittel, die zur Lieferung in Gebiete 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
oder für die Ausrüstung von Seeschiffen bestimmt 
sind, keine Anwendung. 

(2) Wasch- und Reinigungsmittel, auf die die in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Vor- 
schriften nach Maßgabe des Absatzes 1 keine An- 
wendung finden, müssen von Mitteln, die für das 
Inverkehrbringen im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes bestimmt sind, getrennt gehalten, und die 
Trennung muß entsprechend kenntlich gemacht wer- 
den, sofern sie nicht den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechen. 

§8 

Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer vorsätzliche Wasch- und Reinigungs- 
mittel entgegen dem Verbot des § 2 Abs. 1 in den 
Verkehr bringt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
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(3) Handelt der Täter gewissenlos oder aus gro- 
bem Eigennutz, so beträgt die Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren. 

(4) Wer fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete 
Handlung begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

§9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer nach § 2 Abs. 4 erlassenen Vorschrift zu- 
widerhandelt; 

2. Wasch- und Reinigungsmittel in den Verkehr 
bringt, die nicht entsprechend § 3 gekennzeichnet 
sind. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
kann, wenn sie 

a) vorsätzlich begangen worden ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 25 000 Deutsche Mark; 

b) fahrlässig begangen worden ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark 

geahndet werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 1 Nr. 2 kann mit einer Geldbuße bis zu 
1000 Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 10 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Verwaltungsbehörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden 
ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 11 

Einziehung 

Mittel, auf die sich eine Straftat nach § 8 bezieht, 
können eingezogen werden. Mittel auf die sich 


eine Ordnungswidrigkeit nach § 9 bezieht, können 
eingezogen werden, sofern dies erforderlich ist, um 
eine Schädigung der menschlichen Gesundheit zu 
verhüten. 

§ 12 

Außerkrafttreten von Bestimmungen 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten folgende 
Verordnungen außer Kraft: 

1. die Verordnung über das Verbot der Verwen- 
dung von Arsen und arsenhaltigen Stoffen in 
Reinigungsmitteln vom 30. Januar 1945 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 31) ; 

2. die Verordnung über die Kennzeichnung gesund- 
heitsschädlicher Lösemittel und lösemittelhaltiger 
anderer Arbeitsstoffe vom 26. Februar 1954 (Bun- 
desanzeiger Nr. 32/1954), soweit sie auf Wasch- 
und Reinigungsmittel Anwendung findet. 

§ 13 

Änderung des Arzneimittelgesetzes 

§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über den Verkehr 
mit Arzneimitteln vom 16. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 533), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung von Kostenermächtigungen, so- 
zialversicherungsrechtlichen und anderen Vorschrif- 
ten (Kostenermächtigungs-Anderungsgesetz) vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

Der Punkt wird durch ein Komma ersetzt und fol- 
gender Halbsatz angefügt: 

„ausgenommen Mittel, die dazu bestimmt sind, der 
Bekämpfung von Keimen bei Gegenständen im 
Sinne des § 1 letzter Halbsatz des Gesetzes über den 
1 Verkehr mit Wasch- und Reinigungsmitteln zu 
dienen." 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 drei Jahre nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 28. September 1971 


Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Zu§ 1 

Diese Definition umfaßt die in § 5 Nr. 7 a und Nr. 8 
des Regierungsentwurfs *) aufgeführten Bedarfsge- 
genstände. Nicht erfaßt durch diese Definition sind 
Reinigungsmittel für Räume außerhalb des Haus- 
halts. 

Zu §2 

Absatz 1 entspricht inhaltlich § 29 Nr. 2 E, Wir sehen 
keinen Grund, das Verbot bei Wasch- und Reini- 
gungsmitteln auch, wie in § 29 Nr. 1 E vorgesehen, 
auf das Herstellen und Behandeln auszudehnen. 

Anders als in § 29 Nr. 2 E vorgesehen, bedarf es 
der Worte „durch ihre stoffliche Zusammensetzung" 
nicht; bei Wasch- und Reinigungsmitteln kann es 
ohnehin keinem Zweifel unterliegen, daß eine Eig- 
nung zur Gesundheitsschädigung sich allenfalls aus 
der stofflichen Zusammensetzung ergeben kann. 
Anders mag die Situation bei einigen anderen der 
in § 5 E aufgeführten Bedarfsgegenstände sein. 

Außerdem ist statt des in § 29 Nr. 2 E enthaltenen 
Begriffs „vorauszusehendem" das Wort „sachge- 
mäßem" gewählt worden. Eine wörtliche Auslegung 
des Begriffs „vorauszusehendem Gebrauch" könnte 
dazu führen, daß ein Hersteller auch mit einer un- 
sachgemäßen, unüblichen oder den beigefügten Ge- 
brauchsanweisungen zuwiderlaufenden Anwendung 
seines Mittels rechnen müßte; in vielen Fällen wird 
er für derartige mißbräuchliche Verwendungen die 
Garantie einer gesundheitlichen Unschädlichkeit 
aber nicht ohne weiteres übernehmen können. Zwar 
ist in der Begründung zu § 24 E gesagt (vgl. Bundes- 
rats-Drucksache 73/71 S. 34), daß Fälle, in denen 
Schäden durch eine unsachgemäße, unübliche oder 
den beigefügten Gebrauchsanweisungen zuwider- 
laufende Anwendung verursacht werden, nicht von 
§ 24 E — und damit dann wohl auch nicht von § 29 
Nr. 2 E — erfaßt werden sollen. Es ist aber nicht 
ausgeschlossen, daß dieser vernünftigerweise ein- 
engenden Auslegung später von Verwaltung und 
Rechtsprechung nicht gefolgt wird. Deshalb sollte 
die in der Begründung des E gegebene Auslegung 
ln der Verbotsbestimmung selbst bereits klar zum 
Ausdruck kommen, indem man das Wort „voraus- 
zusehendem" durch das Wort „sachgemäßem" er- 
setzt. 

Die in Absatz 2 enthaltene Definition des „Inver- 
kehrbringen" entspricht weitgehend der in § 7 E 
gewählten. Die Worte „jedes Abgeben an andere" 
sind nicht übernommen worden, well es sonst nach 
§ 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 8 dieses Gesetzes 
bereits verboten wäre, ein noch nicht definitiv für 
gesundheitsunschädlich befundenes Versuchsprodukt 
z. B. in eine Klinik zum Testen bringen zu lassen. 

*) im folgenden E genannt 


Durch das in Absatz 1 und das in § 29 E ausge- 
sprochene Verbot wären Fälle, in denen Schäden 
durch eine unsachgemäße, unübliche oder den bei- 
gefügten Gebrauchsanweisungen zuwiderlaufende 
Anwendung verursacht werden, nicht erfaßt. Ab- 
satz 3 unseres Vorschlages erfaßt dagegen auch die 
unsachgemäße Verwendung, soweit sie im Rahmen 
des Voraussehbaren bleibt, indem er eine ausrei- 
chende Kennzeichnung der betreffenden Erzeug- 
nisse durch Warnhinweise fordert. 

Die Bestimmung des Absatzes 3 schafft somit einen 
erheblich weitergehenden Schutz des Verbrauchers 
als der E. Die Formulierung des Absatzes lehnt sich 
an die in Artikel 2 Abs. 2 Buchstaben e und f der 
Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1967 zur Anglei- 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung ge- 
fährlicher Stoffe (vgl. Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 196 vom 16. August 1967) ge- 
wählte Terminologie an. 

Das in Absatz 3 ausgesprochene Gebot macht eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Positiv- und Negativ- 
listen überflüssig. Die auf den Seiten 7 und 8 der Be- 
gründung des Entwurfs eines Gesetzes über den Ver- 
kehr mit kosmetischen Mitteln erwähnten Argu- 
mente gegen Positivlisten gelten auch für Wasch- 
und Reinigungsmittel. Gegen den Erlaß von Negativ- 
listen bezüglich der Inhaltsstoffe von Wasch- und 
Reinigungsmitteln sprechen folgende Gesichtspunkte: 

In Negativlisten könnten nur diejenigen Stoffe und 
Zubereitungen aufgeführt werden, deren Gesund- 
heitsschädlichkeit in Wasch- und Reinigungsmitteln 
trotz bestimmungs- und sachgemäßer Verwendung 
erwiesen ist. Es ist jedoch nicht von vornherein 
auszuschließen, daß auch bestimmte Stoffe oder 
Stoffkombinationen, die nicht in einer Negativlaste 
aufgeführt sind, in gewissen Zusammensetzungen 
oder Dosierungen in Wasch- und Reinigungsmitteln 
bei bestimmungs- und sachgemäßer Verwendung 
gesundheitsschädlich sind. Entscheidend ist nicht die 
gesundheitliche Unschädlichkeit eines einzelnen In- 
haltsstoffes, sondern die des Fertigproduktes. Der 
Hersteller muß also hinsichtlich dieser Stoffe und 
Zubereitungen weiterhin die alleinige und volle 
Verantwortung für die Unschädlichkeit des Erzeug- 
nisses tragen und sich gegebenenfalls von der Un- 
schädlichkeit durch geeignete Prüfungen überzeugen. 
Negativlisten können also den Hersteller von seiner 
Verantwortung letztlich nicht entlasten. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzu- 
weisen, daß nach den gesamten bisherigen Erfah- 
rungen keine Notwendigkeit für eine Listenrege- 
lung im Bereich der Wasch- und Reinigungsmittel 
besteht. Erwähnenswerte Gesundheitsschädigungen 
durch solche Erzeugnisse bei bestimmungs- und 
sachgemäßem Gebrauch sind bisher nicht bekannt- 
geworden. Fälle nachhaltiger Schädigungen selbst 
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nach unsachgemäßer Verwendung sind uns nicht 
bekanntgeworden. 

Zu §3 

Diese Bestimmung soll bewirken, daß der Haupt- 
verantwortliche für die gesundheitliche Unschäd- 
lichkeit eines Wasch- oder Reinigungsmittels jeder- 
zeit festgestellt werden kann. Die Bestimmung 
würde auch garantieren, daß der Hersteller, Ein- 
führer oder Vertriebsunternehmer in jedem Falle 
unterrichtet werden kann, wenn von ihm in den 
Verkehr gebrachte Erzeugnisse beim Handel als 
Probe entnommen werden (vgl. dazu § 5 Abs. 5). 

Eine solche Bestimmung würde jedoch nicht nur die 
Überwachung erleichtern, sondern bei evtl. Un- 
glücksfällen infolge unsachgemäßer Verwendung 
(z. B. Verschlucken von Erzeugnissen durch Kinder) 
die Möglichkeit eröffnen, kurzfristig Informationen 
über die Inhaltsstoffe einzuholen. 

Eine Abkürzung des Firmennamens ist auch in § 9 
Abs. 2 AMG vorgesehen. Hinsichtlich der Anschrift 
ist die Bestimmung so auszulegen wie die des § 9 
Abs. 1 Nr. 1 AMG, d. h. es muß die Angabe des 
Ortes genügen. 

Der Begriff des Vertriebsunternehmers ist aus § 9 
Abs. 1 Nr. 1 AMG bekannt; er umfaßt nicht den Ein- 
zelhändler. 

Im Hinblick darauf, daß Hersteller mit einem sehr 
breiten Produktionsprogramm mitunter vermeiden 
möchten, daß das Publikum durch die Angabe des 
Herstellernamens auf einem Fertigprodukt zu un- 
erwünschten Assoziationen veranlaßt wird (Bei- 
spiel: Hersteller bekannter Toilettenseife nimmt 
Produktion von Scheuerpulver auf), wäre zu er- 
wägen, statt Ider \Angabe des Herstellernamens 
wahlweise auch die Kennzeichnung mit einem ein- 
getragenen Warenzeichen zuzulassen. Dabei sollte 
allerdings sichergestellt werden, daß die oben dar- 
gelegten Ziele der Kennzeichnungsbestimmung auch 
auf diese Weise erreicht werden. Dieser Punkt be- 
darf noch einer eingehenden Prüfung. 


Zu §4 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend § 6 des 
vom Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 
vorgelegten Entwurfs eines Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Bedarfsgegenständen. 

Absatz 1 überträgt die Aufgaben der Überwachung 
den Chemischen Untersuchungsämtem (-anstalten). 
In Absatz 2 ist die Ermächtigung des § 43 Nr. 1 E 
aufgenommen. 


Zu §5 

§ 5 entspricht § 7 des vom Bundesverband der Deut- 
schen Industrie e. V. vorgelegten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Verkehr mit Bedarfsgegenstän- 
den. 


Die Absätze 1 bis 3 entsprechen weitgehend § 41 
Abs. 1 bis 3 E. Ein Verzicht auf die Zurücklassung 
einer Gegenprobe ist in dem vorliegenden Ge- 
setz nicht vorgesehen. Würde man einen Verzicht 
zulassen, so würde in Streitfällen dem Hersteller 
oder Händler häufig die Beweisführung erschwert, 
weil viele Händler erfahrungsgemäß dazu neigen, 
auf die Zurücklassung einer Gegenprobe zu ver- 
zichten. 

Absatz 3 von § 41 E soll es offenbar erlauben, beim 
Hersteller oder Einführer Proben ohne Entschädi- 
gung zu entnehmen. Da der Umfang der Proben 
nicht bestimmt ist, würde die Durchführung dieser 
Bestimmung eine gegen Artikel 14 Abs. 3 des 
Grundgesetzes verstoßende entschädigungslose Ent- 
eignung bedeuten. 


Zu § 6 

Diese Bestimmung entspricht § 46 E. 


Zu §7 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 49 Abs. 1 E. 
Absatz 2 beschränkt sich darauf, eine getrennte 
Lagerung und Kenntlichmachung der nicht den in- 
ländischen Bestimmungen entsprechenden Ausfuhr- 
ware zu verlangen. Keinesfalls sollte eine beson- 
dere Anzeige an Überwachungsbehörden gefordert 
werden, weil dadurch der Verwaltungsaufwand er- 
höht würde, ohne damit eine Verstärkung des 
Verbraücherschutzes zu erreichen, denn ein Herstel- 
ler, der die Bestimmungen des Gesetzes bewußt 
umgeht, um im Inland vorschriftswidrig hergestellte 
Erzeugnisse abzusetzen, wird sich nicht die Mühe 
machen, diese zur Verschleierung seines Handelns 
im Betrieb als Ausfuhrware zu bezeichnen und sie 
dann zu melden. 

Zu §8 

Diese Bestimmung entspricht § 50 Abs. 1 Nr. 5 E. 


Zu §9 

Da es sich bei den in dieser Vorschrift genannten 
Fällen nicht darum handelt, daß ein Hersteller ge- 
sundheitsschädliche Wasch- oder Reinigungsmittel 
in den Verkehr bringt, sondern lediglich um Fälle, in 
denen eine erforderliche Kennzeichnung unterblie- 
ben ist, sind Verstöße aus rechtssystematischen 
Gründen als Ordnungswidrigkeit anzusehen. 

Zu §§ 10, 11 

Diese Bestimmungen entsprechen weitgehend den 
§§ 54, 55 E. Durch § 11 Satz 2 soll sichergestellt 
werden, daß bei einer bloßen Verletzung von Kenn- 
zeichnungsbestimmungen eine Einziehung dann 
nicht erfolgen kann, wenn z. B. ein Umpacken oder 
eine Änderung der Aufschriften (Überkleben) mög- 
lich ist. 
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Zu § 12 

Da mit der Schaffung des Gesetzes gleichzeitig eine 
Bereinigung des alten 'Rechtszustandes herbeige- 
führt werden soll, sind die beiden genannten Ver- 
ordnungen, soweit sie auf Wasch- und Reinigungs- 
mittel Anwendung finden, außer Kraft zu setzen. 


Zu § 13 

Er entspricht Artikel 5 Nr. 1 E. 


Zu §§ 14, 15 

§ 14 enthält die übliche Berlin-Klausel; § 15 regelt 
das Inkrafttreten. 
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